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Die in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen einer Sparkas­
se enthaltene Bestimmung »4. Sonstige Kredite 4.8 Sonstige 
Entgelte . .. Bearbeitungsentgelt für Treuhandaufträge Ablö­
sung Kundendarlehen 100,00 €« unterliegt nach § 307 Abs. 3 
Satz 1 BGB der richterlichen Inhaltskontrolle und ist im Ver­
kehr mit Verbrauchern gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 
BGB unwirksam........................... .......................;>•................................. 130

a) Ein Verspätungsschaden im Sinne des Art. 23 Abs. 5 CMR, 
der mit einem außerdem entstehenden Güterschaden im Sinne 
von'Art. 23 Abs. 1 CM R zusammentrifft, ohne dass zwischen 
beiden Schäden ein kausaler Zusammenhang besteht, ist ku­
mulativ neben dem Anspruch auf Schadensersatz wegen der 
Beschädigung oder des Verlusts des Transportgutes ersatzfä­
hig.
b) Der Schuldner einer Forderung, hinsichtlich deren Ge­
samtgläubigerschaft gemäß § 428 BGB besteht, kann grund­
sätzlich auch mit einer Gegenforderung aufrcchnen, die ihm 
nur gegenüber einem oder einzelnen der Gesamtgläubiger 
zusteht. An der dabei erforderlichen Gleichartigkeit der For­
derung der Gesamtgläubiger und der ihr gegenüberstehenden 
Forderung des Schuldners gegen einen der Gesamtgläubiger 
fehlt es allerdings, wenn der Gläubiger, gegen den sich die 
Gegenforderung des Schuldners richtet, Leistung entweder an 
sich selbst oder an einen Dritten verlangen kann und er das 
ihm insoweit zustehende Wahlrecht gemäß § 263 Abs. 1 BGB 
noch nicht ausgeübt hat.
c) Im Anwendungsbereich der CMR besteht, soweit nach
Art. 13 Abs. 1 Satz 2 CM R für die in Art. 17 CM R bestimm­
ten Ansprüche wegen Verlust, Beschädigung und Über­
schreitung der Lieferfrist neben dem Absender auch der 
Empfänger anspruchsbcrechtigt ist, in deren Verhältnis zum 
Frachtführer eine Gesamtgläubigerschaft, wobei der Absen­
der dabei Leistung wahlweise an sich selbst oder an den Emp­
fänger verlangen kann......... .................................................................. 139

a) Der Eigentümer eines Grundstücks ist hinsichtlich der von 
einem darauf befindlichen Baum (hier: Birken) ausgehenden 
natürlichen Immissionen auf benachbarte Grundstücke Stö­
rer i.S.d. § 1004 Abs. 1 BGB, wenn er sein Grundstück nicht 
ordnungsgemäß bewirtschaftet. Hieran fehlt es in aller Regel, 
wenn die für die Anpflanzung bestehenden landesrechtlichen 
Abstandsregelungen eingchaltcn sind.
b) Ein Anspruch auf Beseitigung des Baums lässt sich in die­
sem Fall regelmäßig auch nicht aus dem nachbarlichen Ge­
meinschaftsverhältnis herleiten.
c) Hält der Grundstückseigentümer die für die Anpflanzung 
bestehenden landesrechtlichen Abstandsregelungen ein, hat 
der Eigentümer des Nachbargrundstücks wegen der Beein­
trächtigungen durch die von den Anpflanzungen ausgehenden 
natürlichen Immissionen weder einen Ausgleichsanspruch ge­
mäß § 906 Abs. 2 Satz 2 BGB in unmittelbarer Anwendung 
noch einen nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruch gemäß
§ 906 Abs. 2 Satz 2 analog...................................................................  155
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a) Bei einem Gestattungsverfahren gemäß § 14 Abs. 3 bis 5 
TMG handelt es sich um eine Zivilsache im Sinne von Art. 1 
Abs. lJBrüssel-Ia-VO.
b) § 14 Abs. 3 bis 5 TMG ist eine Rechtsvorschrift, die in einer 
demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhältnis­
mäßige Maßnahme zum Schutz des in Art. 23 Abs. 1 Buchst, j 
DS-GVO genannten Ziels darstellt, Art. 6 Abs. 4 DS-GVO.
c) Diensteanbieter im Sinne von § 14 Abs. 3 TMG sind alle
Diensteanbieter im Sinne von § 2 Satz 1 Nr. 1 TMG................. 168

a) Unterlässt der nach § 564 Satz 1, § 1922 Abs. 1 BGB in 
das Mietverhältnis eingetretene Erbe dieses nach § 564 Satz 2 
BGB außerordentlich zu kündigen, liegt allein hierin kei­
ne Verwaltungsmaßnahme, welche die nach Ablauf dieser 
Kündigungsfrist fällig werdenden Verbindlichkeiten aus dem 
Mietverhältnis zu Nachlasserbenschulden beziehungsweise 
Eigenverbindlichkeitcn werden lässt, für die der Erbe -  auch -  
persönlich haftet.
b) Eine persönliche Haftung tritt jedoch etwa dann ein, wenn
der Erbe nach wirksamer Beendigung des Mietverhältnisses 
seiner (fälligen) Pflicht aus § 546 Abs. 1, § 985 BGB zur Räu­
mung und Herausgabe der Mietsache nicht nachkommt.........  191
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